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Zweiges, um so weniger sdüägt 
der A ufw ertungsvorteil zu Buch 
oder verkehrt sid i sogar in das 
Gegenteil. Da zudem die verbillig­
ten Importe das inländisdie Preis­
niveau von Textilien unter Druck 
setzen — die textilen  Erzeuger­
preise stehen heute w ieder auf 
dem N iveau des Rezessionsjahres 
1958 —, dürften, insgesamt ge­
sehen, die A ufw ertungsverluste in 
der Textilindustrie weit größer 
sein als die durch die Aufwertung 
herbeigeführten Ersparnisse.

In sgesam t: eine B enachteiligung

Nachdem auf dem internatio­
nalen Textilm arkt eine ganze 
Reihe von Disparitäten zu Lasten

der deutschen Position besteht, 
mußte die Aufwertung zu einem 
zusätzlichen Faktor der Benach­
teiligung werden. Erinnert sei an ■ 
die unterschiedlichen Zollniveaus 
— die Bundesrepublik ist in Euro­
pa immer noch das textile Niedrig- 
zolland — und an die auf steuer­
lichem Gebiet vorherrschenden, 
aus internationaler' S teuerstruktur 
und unzureichendem deutschen 
Steuerausgleich im grenzüberschrei­
tenden W arenverkehr resultieren­
den Ungleichheiten. Für die Tex­
tilindustrie insgesamt mußte die 
Aufwertung auch psychologisch um 
so härter wirken, als ihre M otivie­
rung — die Beseitigung der hohen 
deutschenHandelsbilanzüberschüsse

und die Bändigung der Hochkon­
junk tu r — zwar w eitgehend der 
seinerzeitigen Allgemeinsituation 
entsprach, nicht aber der speziel­
len Textillage gerecht wurde. W e­
der träg t die Textilindustrie zum 
deutschen Zahlungsbilanizaktivum 
bei — im Gegenteil: sie ist nicht 
nur der größte gewerbliche Roh­
stoffimporteur, sondern muß auch 
von Jahr zu Jahr, w ie erwähnt, 
steigende Halb- und Fertigw aren­
im porte hinnehm en —, noch 
konnte von einer textalen Hoch­
konjunktur zum Zeitpunkt der Auf­
wertung die Rede sein — es zeich­
neten sich im Gegenteil vielmehr 
die Ansätze zu neuen Branchen­
rezessionen ab. (Sta.)

A lfred Frisch, Paris

Neuordnung der europäischen und atlantischen 
wirtschafthchen Zusammenarbeit

A m 1. O ktober ist offiziell eine neue europäisch­
atlantische W irtschaftsorganisation, die O rgani­

sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent­
wicklung, nach dem englischen Titel mit OECD ab­
gekürzt, an Stelle des 1947 zunächst zur Verwirklichung 
des M arshallplanes entstandenen Europäischen W irt­
schaftsrates (OEEC) in Funktion getreten. Es handelt 
sich hierbei um ein nicht unbedeutendes Ereignis, denn 
es ist verbunden mit der Absicht von den USA und 
Kanada, sich wirtschaftspolitisch stärker an Europa zu 
binden, ohne daß es bereits berechtigt ist, von einer 
atlantischen W irtschaftsgemeinschaft zu sprechen, nicht 
nur weil einige neutrale Staaten — Schweden, Schweiz 
und Österreich — zu den M itgliedern der OECD ge­
hören, sondern auch weil die USA innerlich noch sehr 
w eit von denjenigen Vorstellungen, die in Europa 
zunächst zur OEEC und dann zum Gemeinsamen M arkt 
führten, «ntfernt sind, denn der amerikanische Kon­
greß legt sehr großen W ert auf die Wahrung seiner 
wirtschaftspolitischen Souveränitätsrechte.

Um das Aktionsfeld, die Möglichkeiten oder die Hin­
dernisse der neuen O rganisation zu ermessen oder 
verstehen zu können, bedarf es einer Bilanz der OEEC 
und eines Rückblicks auf die Übergangsperiode, in der 
die Grundlagen für die OECD gelegt wurden.

D as V erdienst d e r  OEEC

Der Europäische W irtschaftsrat ist ein Kind des M ar­
shallplanes und war infolgedessen einer am erikani­
schen Initiative zu verdanken. Die Europäer wurden 
von W ashington aufgefordert, möglichst schnell eine 
Einrichtung zu schaffen, die in der Lage war, die 
amerikanischen Hilfskredite gerecht zu verteilen und 
für einen möglichst koordinierten europäischen W ie­
deraufbau bei gegenseitiger Hilfe Sorge zu tragen.

Es war ein glücklicher Gedanke, daß von Anfang an 
die OEEC unter Verankerung der Grundsätze einer 
w eitgehenden wirtschaftlichen Zusammenarbeit eine 
sehr elastische Satzung erhielt. Es w äre denkbar ge­
wesen, nur eine V erteilungsstelle für die am erikani­
sche Hilfe zu s'chaffen und nicht an die Zukunfts­
aufgabe der europäischen W irtschaftseinheit zu den­
ken. Ohne die OEEC und ihre w ertvolle Vorarbeit 
wären wahrscheinlich der Schumanplan und anschlie­
ßend der Gemeinsame M arkt nicht möglich gewesen.

Ab 1948, als die OEEC-Konvention in Kraft trat, arbei­
teten dynamische und weitsichtige Kräfte unverzagt 
an dem Wachstum der Zusammenarbeit und am Ge­
deihen der europäischen Idee. Die Organisation trifft 
keine Schuld, wenn sich späten der europäische Zu­
sammenschluß auf sechs Länder beschränkte. Sie unter­
ließ keine Gelegenheit, um alle ihre Partner auf allen 
Gebieten zu einer engeren Zusammenarbeit zu ver­
anlassen, nicht nur für den W arenverkehr, sondern 
auch für die Kapitalbewegungen, die Freizügigkeit 
der Arbeitskräfte, die Koordinierung der Produktions­
kapazitäten, die W irtschaftspolitik, die Zölle, usw. 
Natürlich war sie an die Regel der Einstimmigkeit 
gebunden. Nicht wenige ihrer Initiativen scheiterten 
vor allem am britischen W iderstand, an dem ununter­
brochenen Bestreben Londons, der OEEC nur ein be­
schränktes, sich mehr oder weniger aus dem M arshall­
plan ergebendes Aktionsfeld zu überlassen.

Der ersten Etappe, der amerikanischen Hilfe, die zu 
einer schnellen Gesundung der europäischen V erhält­
nisse und zur Stärkung der Konkurrenzfähigkeit mit 
einigermaßen ausgeglichenen Zahlungsbilanzen in 
einem guten Teil der M itgliedstaaten führte, folgte 
der Kampf der OEEC gegen die Einfuhrkontingente 
und alle sonstigen Schranken, die sich dem freien
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V erkehr von W aren, Zahlungen, Personen und Dienst­
leistungen entgegenstellten. Schrittweise, nicht ohne 
Rückschläge und auch nicht ohne Pannen, wurde ein 
Liberalisierungsprogramm verwirklicht, hauptsächlich 
für den W arenverkehr. Das eine oder andere Land 
hatte  in d ie se r  Zeit mit vorübergehenden Zahlungs­
bilanzschwierigkeiten zu kämpfen. Liberalisierungs­
maßnahmen mußten rückgängig gemacht werden, 
H ilfsaktionen mit entsprechenden Krediten wurden 
von der OEEC teilweise in Zusammenarbeit mit dem 
Internationalen W ährungsfonds eingeleitet. W ertvolle 
Dienste leistete in dieser Zeit die Europäische Zah­
lungsunion mit ihrem Clearingsystem und ihren Zie­
hungsrechten. Sowohl die Bundesrepublik wie auch 
Frankreich und Großbritannien verdankten damals der 
Organisation den Ausweg aus peinlichen Notlagen,

N eue A u fgabengebiete

Ihre doppelte Mission des europäischen W iederauf­
baues und einer weitgehenden Liberalisierung des 
Handels- und Zahlungsverkehrs hatte die OEEC zu 
einem guten Teil erfüllt, als im Anschluß an die Kon­
ferenz von Messina die Sechsergruppe der M ontan­
union 1955 mit der Ausarbeitung eines Vertrages für 
einen Gemeinsamen M arkt begann.

Damals stand die Organisation vor der Notwendigkeit, 
nach einem neuen Aktionsfeld Ausschau zu halten. 
Die K onvertierbarkeit der W ährungen und hiermit 
das Ende der Europäischen Zahlungsunion in ihrer 
bisherigen Form rückte in Reichweite. Es w äre erfor­
derlidi gewesen, sidi um den Abbau der Zollmauern 
zu kümmern und auf anderem Gebiet um die Ent­
wicklungshilfe, d. h. um die Koordinierung der euro­
päischen Aktion in Afrika. W eitere Möglichkeiten 
boten die technischen Ausschüsse für die einzelnen 
Industriezweige mit koordinierten Investitionspro- 
grammen, der Ausarbeitung einer gemeinsamen Po­
litik gegenüber dem Osten oder Ländern mit niedrigen 
Produktionskosten. Einen gewissen neuen Höhepunkt 
erreichte die OEEC mit der Suezkrise, als sie ver­
pflichtet war, in enger Zusammenarbeit mit den USA 
die europäische Rohölversorgung im Geiste der Soli­
darität sicherzustellen.

An Vorschlägen und Initiativen für die Belebung der 
Einrichtung mangelte es nicht, wohl aber an politi­
scher Bereitschaft, sie tatsächlich zu stützen. Der stärk­
ste W iderstand sowohl für die Zölle wie für die Ent­
wicklungshilfe ging von Großbritannien aus. Die 
Organisation verlor sich so in  einer wenig dynami­
schen Routine, indem sie sich ohne echte Überzeugung 
mit Liberalisierungsfragen, technischen Einzelheiten 
und Zahlungsproblemen befaßte.

D ie E in igung E uropas

Die Unterzeichnung des V ertrages von Rom, die dro­
hende Spaltung Europas in zwei ■ W irtschaftsgruppen 
und der anschließende Versuch, eine große europäische 
Freihandelszone in Ergänzung des Gemeinsamen 
M arktes zustande zu bringen, rückte plötzlich die OEEC 
wieder in den M ittelpunkt des internationalen Inter­
esses. Von M itte 1957 bis Ende 1958 fanden in den

Räumen der OEEC häufige, teilweise leidenschaftlich 
geführte Gespräche in Anwesenheit von Sachverstän­
digen, S taatssekretären und M inistern statt. Sie konn­
ten  keine Ergebnisse bringen, weil die Ausgangs­
positionen des Gemeinsamen M arktes und Großbritan­
niens mehr als unvereinbar waren, weil es keine 
denkbare Brücke gab zwischen einer Wirtschaftsunion 
und einer Zollunion.

Vielleicht hätte  ein geschicktes Generalsekretariat 
beschränkten Kompromissen den W eg ebnen und vor 
allem eine Vergiftung der Atmosphäre verhindern 
können. Bedauerlicherweise fühlte sich der damalige 
G eneralsekretär der Organisation, René Sergent, im 
falsch verstandenen Interesse seiner Einrichtung ver­
anlaßt, aus der ihm natürlicherweise aufgezwungenen 
N eutralität herauszutreten und sich für die Frei­
handelszone sowie gegen den Gemeinsamen Markt 
einzusetzen. Hierdurch rückte er die OEEC in ein 
schiefes Licht und übernahm eine nicht zu unter­
schätzende V erantwortung für ihre anschließende po­
litische Entwertung.

Der Fehlschlag der Freihandelszonenverhandlungen 
löste infolgedessen für die Organisation eine schwere 
Krise aus. Bis 1960 fristete sie nur mühselig ihr Dasein, 
ohne neue Initiativen, um laufende, an sich wenig 
wichtige Geschäfte bemüht, hauptsächlich um die wei­
tere Aufrechterhaltung ihres umfangreichen Apparates 
zu rechtfertigen.

Gegen Ende 1959 trat der amerikanische Unterstaats­
sekretär für W irtschaftsfragen im Außenministeriam, 
der jetzige Finanzminister Präsident Keimedys, Douglas 
Dillon, in den ziemlich steril gewordenen Streit um 
den Brückénbau zwischen dem Gemeinsamen Markt 
und der von Großbritannien angeführten europäischen 
Gruppe ein und untersuchte die Möglichkeit, der OEEC 
eine neue Orientierung zu geben, nich.t zuletzt im 
Hinblick auf die sich in diesem Augenblick bemerkbar 
machende und zunehmend drohender w erdende am eri­
kanische Dollarkrise. Dillon hielt eine gründliche euro­
päische Kehrtwendung für zweckmäßig. Nachdem die 
USA die OEEC gründen ließen, um auf diese W eise 
den Europäern zu Hilfe zu kommen, erschien es nun­
mehr zweckmäßig, eine europäische Unterstützung für 
die USA im atlantischen Sinne zu organisieren.

In diesem Augenblick begann eine eifrige Diskussion 
über Schicksal und Struktur der Organisation. Die 
USA, die ihre Bereitschaft zur Vollmitgliedschaft be- 
kanntgaben, wünschten einen völligen Neubau. Groß­
britannien, Schweden und die Schweiz verteidigten 
eifrigst die handelspolitischen Funktionen der OEEC, 
weil sie w eiterhin an  den Brückenbau glaubten. Die 
Bundesrepublik hielt sidi auf halbem W ege zwischen 
den beiden Extremen, während Frankreich eine er­
hebliche Gleichgültigkeit an den Tag legte und die 
einfache Liquidierung der OEEC gern hingenommen 
hätte.

Die USA interessierten sich vor allem für die Entwick­
lungshilfe und eine gewisse währungstechnische Stüt­
zung des Dollars, andere Länder für die Handelspoli­
tik. Es entbrannte ein harter Kampf um die Auswahl
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der gültig bleibenden Beschlüsse der OEEC und be­
sonders um den Liberalisierungskodex, der schließlidi 
in A nbetracht des amerikanischen W iderstandes w eit­
gehend fallengellassen werden mußte. Das entsdiei­
dende A rgum ent w ar das Mißtrauen des am erikani­
schen Kongresses gegenüber jeder wirtsdiaftspoliti- 
schen Besdiränkung der amerikanisdien Souveränität. 
Die neue Konvention mußte daher möglichst lose 
abgefaßt w erden unter Vermeidung jeder Koprdinie- 
rungstendentz. Man darf feststellen, daß sich die USA 
in dieser Beziehung nach erfolgter Ratifizierung der 
K onvention durch ihr Parlament großzügiger zeigten 
und infolgedessen für die neue Einrichtung nicht un­
erhebliche empirische Entwidclungsmöglichkeiten ge­
geben sind.

D er neue B au

Die Richtlinien für die zukünftige OECD wurden von 
einer M inisterkonferenz am 23. Ju li 1960 festgelegt. 
Sie ernannte einen neuen G eneralsekretär in der 
Person des dänischen Professors Thorkil Kristensen 
und beauftragte einen vorbereitenden Ausschuß, der 
vom  14. September bis 23. November 1960 tagte, mit 
der A usarbeitung der Satzungen. Die neue Konven­
tion  w urde von einer weiteren Ministerkonferenz, 
w ieder in Paris, am 14. Dezember 1960 unterzeichnet 
und inzwischen ordnungsgemäß von den M itglied­
staaten  ratifiziert.

W orin  untersdieidet sidi im w esentlidien die OECD 
von ihrer Vorgängerin, der OEEC? Zunächst durch 
die Erw eiterung des M itgliederkreises auf die USA 
und Kanada. Die OEEC hatte sich nur um europäische 
W irtschaftsfrageni bei mehr oder weniger loser Zu­
sam m enarbeit mit Amerika zu kümmern, die OECD 
geht w eit über den europäischen Rahmen hinaus. Das 
Sdiw ergew idit verlagerte sich außerdem von der 
H andels- und Zollpolitik auf die Entwicklungshilfe 
und die Konjunkturpolitik. Lange bestand die Ab­
sicht, der O rganisation keinen handelspolitisdien 
A ussdiuß mehr zu lassen. Der Versuch -scheiterte am 
W iderstand Skandinaviens, der Schweiz und Ö ster­
reichs bei diskreter Unterstützung Großbritanniens, 
A lle handelspolitisdien Fragen müssen jedodi in Zu­
ku n ft unter Berüdcsichtigung der Erfordernisse des 
W elthandels und des GATT's beurteilt werden. Es 
bestand  von Anfang an die klare Absicht, sowohl der 
USA w ie Frankreidis, die OECD vor neuen V er­
handlungen des Brückenbaues und der Freihandels­

zone zu bewahren. Trotzdem kann die Organisation 
kaum daran gehindert werden, sich in Zukunft mit 
diesen Fragen zu befassen. Vorläufig steht die W äh- 
rungs- und K onjunkturpolitik im Vordergrund.

Der wirtschaftspolitische Ausschuß kann sich bereits 
auf zwei A rbeitsgruppen stützen. In der einen, die 
für das wirtschaftliche-W achstum zuständig ist, sind 
alle M itgliedstaaten vertreten, in der zweiten, die 
den W ährungsfragen Vorbehalten ist, tagen nur die 
Sachverständigen der M itgliedstaaten des Direk­
toriums des Europäischen W ährungsabkommens und 
der USA,

D er Ausschuß für E ntw icklungsh ilfe: D AG

Von Anfang an legte W ashington großes Gewidit 
auf erhöhte europäische Leistungen zugunsten der 
Entwicklungsländer, nicht nur aus politischen Grün­
den, sondern auch zur Entlastung der USA, In  Erwar­
tung der OECD wurde daher bereits im Januar 1960 
eine besondere Beistandsgruppe für die Entwidclungs- 
hilfe gegründet, die unter der Bezeichnung DAG be­
kannt ist. H ieran beteiligten sich Belgien, Kanada, 
Frankreich, Deutschland, Italien, Portugal, Großbri­
tannien und die U§A, d. h. die sogenannten Geber- 
staaten; außerdem wurde Japan, das zumindest eine 
Assoziierung mit der OECD begrüßen würde, aufge­
nommen. Der DAG begnügte sich zunädist mit einer 
Reihe von Konferenzen zur Klärung verschiedener 
Fragen der Entwicklungshilfe und zur Ermittlung sei­
ner Aktionsm öglidikeiten. Das erste Treffen fand im 
März 1960 in  W ashington statt, das zweite im Juli 
1960 in Bonn, das dritte im Oktober 1960 in W a­
shington, das v ierte im März 1961 in London und das 
fünfte im Ju li 1961 in Tokio.

Ohne Änderung des M itgliederbestandes wandelte 
sich der DAG inzwischen in einen Aussdiuß für Ent­
wicklungshilfe der OECD um, allerdings mit einer 
nicht geringen Autonomie, denn er arbeitet unter der 
V erantwortung eines vollamtlich beschäftigten Präsi­
denten, des ehemaligen amerikanischen Botschafters 
Riddleberger, bei einem nur halbamtlich tätigen fran­
zösischen Vizepräsidenten. Das Sekretariat des Ent­
wicklungsausschusses stellt die OECD, die ihrerseits 
eine besondere Abteilung für Entwidilungshilfe mit 
einem hierfür beigeordneten stellvertretenden Gene­
ralsekretär unterhält. Der Entwicklungsausschuß muß 
regelmäßig dem Rat der OECD Bericht erstatten. Man

Regelmäßige Liniendienste nach allen Teilen der Welt
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befindet sid i dem nadi einer red it komplizierten, in 
Zukunft w ahrsdieinlidi n id it reibungsfreien Konstruk­
tion gegenüber.

K oord in ieru n g  oder FehUchlag?

ü b er der OECD steht ein großes Fragezeidien, W enn 
sie nur der Konsultation, einer mehr oder weniger 
unverbindlidien Unterhaltung über wirtsdiaftspoliti- 
sdie Fragen aller A rt dient, kann sie wenig erreidien, 
muß audi ihr Sonderaussdiuß für Entwidclungshilfe 
enttäusdien. Der Sdilüssel ihres Erfolgs liegt in der 
Bereitsdiaft der M itgliedstaaten zur Koordinierung, 
zur sdirittw eisen V erw irklidiung einer einheitlidien 
w estlidien Politik auf allen Gebieten.

Als in der letzten Phase der OEEC die deutsdie Dele­
gation auf Initiative von Staatssekretär Professor 
M üller-Armadi mit koordinierenden A bsiditen eine 
konjunkturpolitisdie Aktion vorsdilug und um die 
Annahme eines Kodex des guten konjunkturellen V er­
haltens, d. h. um die Anpassung der nationalen W irt­
sdiaftspolitik an die allgem einen europäisdien Erfor­
dernisse, nadisudite, stieß sie bei Großbritannien und 
audi bei den USA auf wenig Verständnis. W ährend 
der langen vorbereitenden Verhandlungen für die 
OECD ging, wie bereits erwähnt, die am erikanisdie 
Delegation, übrigens zusammen mit der kanadisdien, 
dem Begriff der Koordinierung stets aus dem Wege, 
nidit nur mit Rüdcsidit auf den Kongreß und seine 
wirtschaftliche Souveränitätsempfindlichkeit, sondern 
zu einem guten Teil, weil das Gefühl für Koordinie­
rung der angelsächsischen W elt noch  ̂ völlig fremd ist. 
Es bedarf auch in  Europa großer Anstrengungen sowie 
einer gewissen nationalen Selbstüberwindung, um 
für Koordinierungsgedanken das erforderliche V er­
ständnis aufzubringen. Man kann sogar noch einen 
Schritt w eitergehen und behaupten, daß bisher jeder

Koordinier.ungsversuch gescheitert ist, sofern nicht 
eine verantwortliche und handlungsbefähigte Autori­
tät, die gemeinsam verbindliche Entscheidungen vor­
schreiben kann, vorhanden ist, d. h. es besteht ein 
enger Zusammenhang zwischen Koordinierung und 
praktisch, wenn auch nicht notwendigerweise juristisch 
supranationaler Behörden.

Die bisherige Tätigkeit des wirtschaftspolitischen Aus­
schusses der OECD, die noch in  der Schlußperiode 
der OEEC im Frühjahr und Sommer 1961 eingeleitet 
wurde, erw ies sich in dieser Beziehung als enttäu­
schend. Großbritannien erkundigte sich zwar nach der 
Meinung der Organisation über sein Ende Juli ver­
öffentlichtes wirtschaftliches Notprogramm, es entzog 
sich aber jeder echten Konsultation, es verm ied sorg­
fältig, der. Europäischen W ährungsfonds um einen 
Kredit zu ersuchen, weil es wußte, daß er in  diesem 
Falle wirtschaftspolitische Bedingungen stellen kann 
und muß, es unterrichtete die O rganisation schließlich 
über seine Beschlüsse im gleichen Augenblick wie das 
eigene Parlament.

A udi für die Entwicklungshilfe ist die Koordinierung 
noch keineswegs sichergestellt, ü b e r  Hoffnungen kam 
man bisher nicht hinaus. Keine der maßgebenden Re­
gierungen, weder die USA noch Großbritannien, 
machten bindende Zusagen. Daß die OECD bis auf 
w eiteres nicht in  der Lage ist, das bilaterale System 
durch eine regionale, m ultilaterale Ordnung der Ent­
wicklungshilfe zu ersetzen, weiß jederm ann. Leider 
ist aber auch zu befürchten, daß man vorläufigi nicht 
zur Koordinierung gelangt, sondern lediglichi zur Infor­
mation, zum Erfahrungsaustausch und zur Konsulta­
tion. Es wäre natürlich höchst erfreulich, wenn diese 
pessimistische Vorschau recht bald durch die Aktion 
der neuen Organisation w iderlegt würde.

Großbritanniens Wünsche beim Beitritt zur EWG

Die britischen Unterhändler, die 
sich jetzt anschicken, mit ihren 

Kollegen aus den Ländern der Eu­
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
die komplizierten Einzelheiten für 
Englands M itgliedschaft auszuarbei­
ten, haben wenigstens keine Oppo­
sition daheim zu fürchten. Die Ge­
werkschaften sprechen tiicht mehr 
von kontinentalem  „Lohndruck"; 
ihre politischen V ertreter pochen 
zwar auf ihr Recht zu opponieren, 
sehen aber von einer Kritik zur 
Sache selbst ab. Industrielle, die 
kontinentale Konkurrenz fürchten, 
schweigen, um sich nicht dem Ver­
dacht mangelnder Leistungsfähig­
keit auszusetzen. Die englischen 
Landwirte, die mit den französi­
schen Bauern zusammengekommen 
sind, um sich über gemeinsame 
Probleme zu unterrichten, bekun­
den hoffnungsvoll ihr Vertrauen,

daß die Regierung ihre Interessen 
wahrnehm en wird. Auch die Com­
monwealth - Interessenten zeigen 
viel mehr Verständnis für Englands 
Dilemma, als nach den Streitig­
keiten auf der Konferenz von Ac­
cra zu erw arten war.

D rei prob lem atische G ebiete

Unter diesen Umständen konnte 
die britische Regierung die früher 
üblichen V orbehalte fallen •— oder 
wenigstens unausgesprochen — las­
sen und den V ertrag von Rom ein­
schließlich seiner politischen Ziele 
grundsätzlich akzeptieren. Daß es 
langwieriger und hartnäckiger V er­
handlungen bedarf, um die lebens­
wichtigen Interessen des Landes 
und seine Verpflichtungen anderen 
gegenüber zu sichern, weiß man in 
England sehr wohl, aber man hofft 
auf wohlwollende Prüfung der bri­

tischen Wünsche, nachdem die eng­
lische Regierung durch die A n­
nahm e der von den EWG-Mitglie- 
dern für sich selbst vereinbarten 
Pflichten ihr möglichstes getan hat, 
den Verdacht, daß sie es mit ihrer 
M itarbeit nicht ernst meine, zu zer­
streuen.

Vor allem handelt es sich um 
drei Gebiete, auf denen Englands 
Mitgliedschaft in der EWG beson- 
sexe Probleme aufwirft: die Land­
wirtschaft, das Commonwealth und 
die anderen Länder der Freihandels­
zone.

D ie L an dw irtschaft
W as die Landwirtschaft betrifft, 

so hat der zuständige britische Mi­
nister angekündigt, daß das System 
garantierter Preise auf alle Fälle 
in Richtung auf das kontinentale 
Schutzsystem mittels Regulierung
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